
Mitbestimmung in der Europäischen Gesellschaft (SE) 
 
Immer mehr große Konzerne, auch in Deutschland, liebäugeln mit der noch relativ 
jungen Gesellschaftsform der europäischen Gesellschaft (SE). Das verunsichert 
Beschäftigte und Betriebsräte. Die Umwandlung einer deutschen Aktiengesellschaft in 
eine SE ist tiefgreifend. Die gute Nachricht: Arbeits- und tarifrechtlich sowie bei der 
betrieblichen Mitbestimmung in deutschen Betrieben ändert sich nichts. 
 
 
Die europäische Gesellschaftsform heißt übrigens europäische Gesellschaft, nicht europäische 
Aktiengesellschaft, auch wenn sie häufig so genannt wird... 
Seit Oktober 2004 haben Unternehmen bei der Wahl einer geeigneten Rechtsform für ihr 
europaweites Geschäft neben den nationalen Gesellschaftsformen wie der britischen Public 
Limited Company, der französischen Société Anonyme oder der deutschen 
Aktiengesellschaft eine weitere Option: die supranationale Gesellschaftsform der 
Europäischen (Aktien-)Gesellschaft (SE). Das Kürzel SE steht für Societas Europaea, das ist 
der lateinische Name der Europäischen Gesellschaft. 
 
Soll eine SE gegründet werden, muss die Arbeitgeberseite aktiv werden und ein gesetzlich 
vorgeschriebenes Verfahren einleiten, bei dem sie mit der Arbeitnehmerseite über den SE-
Betriebsrat sowie über eine Beteiligung im Aufsichts- bzw. Verwaltungsrat der künftigen SE 
verhandelt. Grundlage ist das Gesetz über die Beteiligung der Arbeitnehmer in einer 
Europäischen Gesellschaft (SE-Beteiligungsgesetz – SEBG). Im SEBG ist geregelt, dass durch 
die Gesellschaftsform der SE eine europäische Ebene der Arbeitnehmerbeteiligung mit den 
zwei Säulen SE-Betriebsrat sowie Aufsichts- oder Verwaltungsrat hinzukommt. 
 
Betriebsräte, Gesamtbetriebsräte, Konzernbetriebsräte nach deutschem Recht werden 
durch eine Umwandlung einer Aktiengesellschaft in eine SE nicht angetastet. Die Gründung 
einer SE berührt die betrieblichen Mitbestimmungsrechte aus dem 
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) nicht. Der SE-Betriebsrat ist ein zusätzliches, 
europäisches Gremium für die grenzüberschreitende Unterrichtung und Anhörung. 
 
Hinsichtlich der Rechte auf Unternehmensmitbestimmung ist die Lage anders. Hier ersetzt 
die Mitbestimmung im Aufsichts- bzw. Verwaltungsrat der SE nationale Rechte. Eine SE 
unterliegt also nicht mehr dem Drittelbeteiligungs- oder Mitbestimmungsgesetz. Maßgeblich 
ist stattdessen die ausgehandelte Mitbestimmungsvereinbarung der jeweiligen SE. 
 
Die Mitbestimmungsvereinbarung („SE-Beteiligungsvereinbarung“) muss zwischen der 
Arbeitnehmer- und der Arbeitgeberseite ausgehandelt werden. Für die Verhandlungen über 
den Inhalt dieser Vereinbarung muss auf Arbeitnehmerseite ein sog. besonderes 
Verhandlungsgremium (BVG) gebildet werden. Dafür ist es zunächst einmal an der 
Arbeitgeberseite, die Arbeitnehmerseite über die geplante SE-Gründung zu informieren und 
zur Bildung des BVG aufzufordern. Dann beruft der Konzern- bzw. Gesamt- bzw. 
Betriebsratsvorsitzende, der die meisten Arbeitnehmer vertritt, das Wahlgremium ein. Es 
besteht aus den Mitgliedern des Konzern- bzw. Gesamt- bzw. Betriebsrats, max. 40 
Mitglieder. Das Wahlgremium wählt innerhalb von zehn Wochen nach der Information durch 
die Arbeitgeberseite die deutschen Mitglieder des BVG. 
 



Rechtzeitig vor der Versammlung des Wahlgremiums muss der zuständige 
Betriebsratsvorsitzende die im Unternehmen vertretenen Gewerkschaften informieren, 
damit diese ihr Recht zur Einreichung eines Wahlvorschlags wahrnehmen können. Gehören 
dem BVG mehr als zwei Mitglieder aus Deutschland an, muss jedes dritte Mitglied auf 
Vorschlag einer Gewerkschaft gewählt werden. Wenn dem BVG also z.B. sechs Mitglieder 
aus Deutschland angehören, müssen zwei von ihnen Vertreter einer Gewerkschaft sein. 
Mindestens jedes siebte Mitglied muss ein leitender Angestellter sein. Frauen und Männer 
sollen entsprechend ihrem Anteil an der Belegschaft gewählt werden. 
 
In den anderen europäischen Ländern, die an der SE beteiligt sein werden, passiert 
Entsprechendes. Denn das BVG setzt sich aus Arbeitnehmervertretern sämtlicher 
europäischer Länder zusammen, in denen die SE oder eine ihrer Tochtergesellschaften 
Arbeitnehmer beschäftigt. 
 
Danach lädt die Arbeitgeberseite zur konstituierenden Sitzung des BVG ein. Dort werden der 
Vorsitzende des BVG und zwei Stellvertreter gewählt. Mit dem Tag der konstituierenden 
Sitzung beginnt der Zeitraum von nur sechs Monaten, in dem das BVG mit der bzw. den 
Unternehmensleitungen die SE-Beteiligungsvereinbarung schließen und 
grenzüberschreitende Unterrichtungs- und Anhörungsrechte für den SE-Betriebsrat sowie 
die Mitbestimmung im Aufsichts- oder Verwaltungsrat vereinbaren kann. Da die Regeln der 
Arbeitnehmerbeteiligung in der SE gesetzlich nicht fest vorgegeben sind, haben beide Seiten 
bei der Ausgestaltung der Vereinbarung einen großen Verhandlungsspielraum. 
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